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Wirtschaftspolitik 
der Regierung 
ist gescheitert 
Die Bundesrepublik Deutschland durchlebt 
die stärkste Wirtschaftskrise seit ihrer 
Gründung. Auch das jetzt veröffentlichte 
Sondergutachten des Sachverständigenrates 
kommt nicht umhin, für das Jahr 1975 
bedrückende Fakten einer tiefgreifenden 
Rezession festzustellen. Zu diesem Gutachten 
erklärte der CDU-Vorsitzende Helmut Kohl: 

Der Sachverstand igen rat bestätigt, daß die 
Bundesregierung 1975 mit ihrer Wirtschafts- 
politik gescheitert ist. 
— Rückgang des Sozialprodukts von 

drei Prozent, 
— Inflationsrate von sechs Prozent und 
— Anstieg  der Arbeitslosenzahlen  auf etwa 

1,5 Millionen, 
das steht in scharfem Widerspruch zu den 
Aussagen des Bundeskanzlers am Jahres- 
beginn, zu den Zielprognosen des Jahreswirt- 
schaftsberichts und zur Wahlpropaganda der 
SPD, insbesondere vor den Landtagswahlen 
in Nordrhein-Westfalen und im Saarland. 
Die CDU ist mit dem Sachverständigenrat der 
Auffassung, daß 1976 ein reales Wachstum 
von sechs Prozent notwendig wäre; sie sieht 
aber die Voraussetzung dafür noch keines- 
wegs gesichert. 

• LEITLINIEN 
Die „Leitlinien zur Freizeit in 
einer freiheitlichen Gesellschaft" 
hat eine Arbeitsgruppe unter 
Leitung des Bundestagsabgeord- 
neten Wolfgang Schäuble er- 
arbeitet und jetzt vorgelegt. 
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• WIRTSCHAFT/ 
FINANZEN 

Die Bundesregierung ist mit ihrer 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 
gescheitert. Die Konzeption der 
Union für einen Ausweg aus 
der Krise hat der stellvertretende 
Vorsitzende der CDU, Minister- 
präsident Gerhard Stoltenberg 
vorgelegt. Selten 5—8 

• AKTION 
Mit einer Aktion „Bürger helfen 
Bürgern" will die Kommunal- 
politische Vereinigung von CDU 
und CSU den Bürger wieder 
zu mehr Partnerschaft und Mit- 
verantwortung   aufrufen. 
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• SDAJ 
Unkenntnis der Öffentlichkeit 
über den rein kommunistischen 
Charakter der SDAJ hat dieser 
DKP-Jugendorganisation Zu- 
tritt zu Stadt- und Kreisjugend- 
ringen mit entsprechenden 
Subventionen aus öffentlichen 
Mitteln verschafft. 

Dokumentation 
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• INFORMATIONEN 

Kohl für eine Direktwahl 
in das Europaparlament 
Der CDU-Vorsitzende Helmut Kohl hat 
„entscheidende Schritte" in Richtung 
auf eine „Entwicklung zur europäischen 
Souveränität" und zu vereinigten Staa- 
ten in Europa gefordert. Andernfalls 
werde der Kontinent in der Weltpolitik 
„immer weiter absacken". Einer der 
„machbaren" Schritte sei die Direkt- 
wahl der Abgeordneten in das Europä- 
ische Parlament. Helmut Kohl will sich 
zudem dafür einsetzen, daß 1976 mehr 
qualifizierte Frauen in den Bundestag 
einziehen können. Er kündigte an, er 
werde die Landesverbände auffordern, 
bei der Aufstellung der Kandidatenli- 
sten diesem Gesichtspunkt Rechnung 
zu tragen. 

Mitgliederzuwachs 
trotz Ferienzeit 
Einen „für die Ferienzeit ungewöhnlich 
hohen Zuwachs an neuen Mitgliedern" 
hat der Bundesgeschäftsführer der 
CDU, Karl-Heinz Büke registriert. Da- 
nach verzeichnete die CDU Ende Juli 
1975 579 618 Mitglieder. Mit 3 045 Neu- 
zugängen im Ferienmonat Juli ist die 
CDU ihrem Ziel, noch in diesem Jahr 
die „Marke 600 000" zu erreichen, nach 
Ansicht Bilkes ein beträchtliches Stück 
näher gekommen. 

Wählertrend zur Union 
Nach dem Ergebnis einer Meinungsum- 
frage der Wickert-Institute in Tübingen 
liegt die Union in der Wählergunst ge- 
genwärtig vorn. Auf die Frage an 1955 
Wahlberechtigte in 365 Orten des Bun- 
desgebiets: „Wenn am nächsten Sonn- 

tag Bundestagswahl wäre, welcher Par- 
tei würden Sie Ihre Stimme geben?" 
nannten in der vergangenen Woche 55 
Prozent die CDU, 35 Prozent die SPD, 
neun Prozent die FDP und ein Prozent 
andere Parteien. Eine gleiche Umfrage 
im Juli hatte 52 Prozent für die CDU, 38 
Prozent für die SPD, acht Prozent für 
die FDP und zwei Prozent für andere 
Parteien ergeben. 

Türkische Partei will 
mit CDU zusammenarbeiten 
Die türkische Gerechtigkeitspartei wird 
künftig mit ihren deutschen Schwester- 
parteien CDU und CSU enger zusam- 
menarbeiten. Ein entsprechendes Ange- 
bot, das der rheinland-pfälzische Innen- 
minister Schwarz im Auftrag des CDU- 
Vorsitzenden Kohl unterbreitete, wurde 
vom Vorsitzenden der Gerechtigkeits- 
partei, Ministerpräsident Suleiman De- 
mirel, angenommen. Wie Schwarz er- 
klärte, soll sich die Kooperation vor 
allem auf die NATO, die Europäische 
Gemeinschaft und den Europarat er- 
strecken. 

Zivilbevölkerung ohne Schutz 
Höchstens drei Prozent der Bürger in 
der Bundesrepublik können im Kriegs- 
fall Zuflucht in Schutzräumen finden. 
Diese aus Anlaß des 30. Jahrestages 
des Atombombenabwurfs über Hiroshi- 
ma von der „Bürgerinitiative Selbst- 
schutz gegen den Atomtod" bekanntge- 
gebene Zahl zeigt das Ausmaß der Ver- 
nachlässigung des zivilen Bevölke- 
rungsschutzes ebenso deutlich, wie die 
bei der niedersächsischen Waldbrand- 
katastrophe gewonnenen Erfahrungen. 
Die bisherigen Hemmungen in der Bun- 
desrepublik, zivilen Bevölkerungsschutz 
zu betreiben, weil sonst die Bundesre- 
publik in den Geruch aktiver Kriegsvor- 
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bereitungen geriete, werden dadurch 
gegenstandslos, daß die klassisch neu- 
tralen Länder Schweden und Schweiz 
ohne Bedenken dafür gesorgt haben, 
daß 80 Prozent ihrer Bevölkerung in 
Schutzräumen untergebracht und lang- 
fristig verpflegt werden können. 

Negativsymbol 
der Entspannung 
Die Berliner Mauer macht deutlich, daß 
es in Europa keine Entspannung geben 
kann und geben wird, solange dieses 
„Negativsymbol der Entspannung" be- 
steht, stellte der CDU-Bundestagsabge- 
ordnete Olaf von Wrangel zum Geden- 
ken an den 13. August 1961, dem Tag 
des Mauerbaus, fest. Wrangel, Vorsit- 
zender des Ausschusses für Innerdeut- 
sche Beziehungen, meinte, über diese 
Tatsache könnten auch wortreiche 
KSZE-Dokumente nicht hinwegtäu- 
schen, „die das entscheidende Berlin- 
Problem nicht einmal zu erwägen wa- 
gen". Wer echte Entspannung wolle, 
könne Berlin nicht aussparen. Im Inter- 
esse ihrer Sicherheit sei daher die freie 
Welt genötigt, vom Osten die Beseiti- 
gung der Mauer zu verlangen. 

Verbraucherpolitik vor Ort 
Die CDU-Bundestagsabgeordnete Paula 
piede will eine Woche lang als Verkäu- 
ferin in einem Lebensmittelgeschäft in 
Waiblingen bei Stuttgart tätig sein, um 
selbst zu prüfen, ob die Geschäfte in 
der Bundesrepublik nicht doch länger 
geöffnet bleiben könnten. Es gibt nach 
Ansicht von Frau Riede keinen Grund, 
das gegenwärtige Ladenschlußgesetz 
als „für alle Zeit zementiert" anzuse- 
hen. Nach ihrer Meinung müßte es 
möglich sein, beispielsweise am Don- 
nerstag- und Freitagabend die Geschäf- 
te länger offenzuhalten. 

STICHWORTE 

Der Vorsitzende der CDU, 
Helmut Kohl, wird auf Einladung der sowjeti- 
schen Regierung vom 20. bis 27. September 
die Sowjetunion besuchen. 

Mehr als 40 Milliarden Mark 
wird 1975 die Deckungslücke des Bundes- 
haushalts befragen. Neuschuldenlast der 
gesamten öffentlichen Hände: etwa 70 Mil- 
liarden Mark. 

Das UNO-Defizit 
beträgt 90 Mio. Dollar und steigt weiter an. 
Säumigste Beitragszahler: Ostblock und Ent- 
wicklungsländer. Bonn trägt 7,1 Prozent des 
Gesamtbudgets. 

Arbeitslose 
können auf Wunsch  bevorzugt in  die  Bun- 
deswehr einberufen werden. 

Mehr als 15 Prozent 
seines Familienetats mußte ein Vier-Perso- 
nen-Haushalt mit mittlerem Einkommen 1974 
für die Miete aufbringen. 

Die Fluglotsen 
machen die „schweren Mängel des deut- 
schen Flugsicherungssystems für die 150 
Beinahe-Zusammenstöße" im ersten Halb- 
jahr 1975 über der Bundesrepublik verant- 
wortlich. 

Für eine Verlängerung 
der Arbeitszeit im öffentlichen Dienst von 
40 auf 41 Stunden hat sich der rheinland- 
pfälzische Kultusminister Bernhard Vogel 
ausgesprochen. 

Weniger als zwei Millionen 
Einwohner wird nach Berechnungen des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) West-Berlin im Jahr 1980 haben. 
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LEITSÄTZE 

Freizeit muß 
Privatsache 
des Bürgers bleiben 
Ihre „Leitsätze zur Freizeit in einer 
freiheitlichen Gesellschaft", die in 
einer Arbeitsgruppe unter Leitung 
des Bundestagsabgeordneten 
Wolfgang Schäuble formuliert wur- 
den, hat die CDU vorgelegt. 

Drei bedenkliche Entwicklungen ha- 
ben die CDU veranlaßt, sich der 

Frage der Freizeit mit besonderem 
Nachdruck anzunehmen: 
© die wachsende Einflußnahme staat- 
licher und gesellschaftlicher Kräfte auf 
den privaten Entscheidungsbereich der 
Bürger; 
© eine zunehmende Kommerzialisie- 
rung bei den Angeboten zur Gestaltung 
der Freizeit; 
(3) Die Benachteiligung ganzer Gruppen 
— etwa der Alten, der Behinderten, der 
Kinderreichen und auch der ausländi- 
schen Arbeitnehmer — in den Freizeit- 
programmen. 
Die Leitsätze der CDU unterstreichen 
in Übereinstimmung mit den Aussagen 
des Berliner Programms und der Grund- 
satzkommission, daß weder de- Staat 
noch gesellschaftliche Kräfte ein Recht 
haben, den Menschen bei der Gestal- 
tung seiner Freizeit zu gängeln oder zu 
reglementieren. 

Dieser Freiheitsraum darf auch nicht 
durch einen rein kommerziellen, in sei- 
nem Erholungswert höchst problemati- 
schen Freizeitrummel eingeengt und 
überwuchert werden. 

Schließlich: Das Verständnis der CDU 
von sozialer Gerechtigkeit und von So- 
lidarität verpflichtet die Partei, sich vor 
allem jener benachteiligten Gruppen 
und Schichten anzunehmen, die von 
sich aus keinen Zugang zu den Mög- 
lichkeiten einer sinnvoll genutzten Frei- 
zeit haben. 
Weil eine wohlgenutzte Freizeit ein ge- 
wisses Maß an Bildung voraussetzt, 
mißt die CDU dem freizeitpädagogi- 
schen Aspekt eine besondere Rolle zu. 
Die Schule, die Erwachsenenbildungs- 
einrichtungen und vor allem auch die 
Medien übernehmen hierbei eine wert- 
volle Aufgabe. 

Eine ersprießliche Freizeit wird es nur 
dann geben können, wenn gewisse 
äußere Voraussetzungen erfüllt sind. 
Hier werden u. a. die Aufgaben der 
Raumordnung, der Landes- und Stadt- 
entwicklung angesprochen. Die CDU 
setzt sich in ihren Leitsätzen darum für 
den Ausbau von Naturparks und Sport- 
plätzen, für Theater und Museen, für 
Spielplätze und aufgelockerte Wohn- 
landschaften ein. Warnschilder wie „Zu- 
gang zum Seeufer gesperrt!" und „Be- 
treten des Waldes verboten!" passen 
nicht zu den Vorstellungen der CDU 
von der Freizeit. 

Die Leitsätze der CDU nennen als einen 
besonders wirkungsvollen Ort praktisch 
erfüllter Freizeit den Verein. Dabei ist 
an den Sportverein — darüber hinaus 
aber an das ganze weitverzweigte Sy- 
stem von Vereinen und Klubs gedacht, 
die einen wesentlichen Teil des gesell- 
schaftlichen Lebens in unserem Lande 
bestreiten. Diesen Vereinen, die wich- 
tige gesellschaftspolitische Aufgaben — 
etwa soziale Kontakte, Kommunika- 
tionsfähigkeit — wahrnehmen, billigt 
die CDU bei einer entsprechenden Ei- 
genleistung eine großzügige öffentliche 
Förderung zu. 
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WIRTSCHAFT/FINANZEN 

Die Alternativen der Union 
zur Überwindung der Krise 
In diesen Sommerwochen sprechen 
unabhängige Sachverständige und 
zunehmend auch Politiker aller 
Parteien intensiver über die Pro- 
bleme der Rezession und der 
Finanzkrise. Aber: ein Konzept der 
Bundesregierung für ein angemes- 
senes Handeln zeichnet sich nicht 
ab. Für eine neue Politik zur 
Wiedergewinnung der wirtschaft- 
lichen Stabilität, zur Sanierung der 
öffentlichen Finanzen und zur 
Festigung der bedrohten Grund- 
lagen unseres Systems sozialer 
Sicherung muß der Ausgangspunkt 
eine umfassende und ehrliche 
Bestandsaufnahme sein, fordert der 
stellvertretende Vorsitzende der 
CDU und Ministerpräsident von 
Schleswig-Holstein, Gerhard 
Stoltenberg, der in Frankfurt die 
wirtschafts-,  finanz-  und  gesell- 
schaftspolitischen Forderungen zur 
Überwindung der Krise vorlegte. 

Die wichtigsten Veränderungen der 
letzten Jahre sind: Der Staatsanteil 

am Sozialprodukt erhöhte sich im 
schnellen Tempo, von 37 Prozent 1970 
auf mindestens 45 Prozent im Jahre 
1975 (Bundesfinanzministerium 20. Juni 
1975). 
Innerhalb der staatlichen Ausgaben voll- 
zog sich eine gefährliche Verlagerung 
vom investiven Bereich auf die Verwal- 
tungskosten, Konsumausgaben und 
Subventionen. Real (in Preisen von 
1962)  stagnierten  die  öffentlichen An- 

lageinvestitionen mit 22,3 Milliarden DM 
1970 und 22,4 Milliarden DM 1974 
(volkswirtschaftliche Gesamtrechnung). 
Nominal ergab sich eine Steigerung von 
29,5 Milliarden DM auf 38,5 Milliarden 
DM. 
Ebenso verfehlt war die Entwicklung im 
Bereich der privaten Investitionen. Real 
(in Preisen von 1962) ergab sich bereits 
1974 mit 117,7 Milliarden DM, also vor 
dem vollen Wirksamwerden der Rezes- 
sion, ebenfalls eine Stagnation gegen- 
über 1970 mit 117,6 Milliarden DM 
(volkswirtschaftliche   Gesamtrechnung). 
1975 ist mit einem erheblichen Rück- 
gang der realen Bruttoanlageinvestitio- 
nen der Industrie von etwa 18 Prozent 
zu rechnen. 
Besonders alarmierend sind die sprung- 
hafte Zunahme der Staatsverschuldung 
und die erhebliche Verschlechterung 
der Ertragslage der Betriebe. Die Netto- 
kreditaufnahme der öffentlichen Hände 
(einschließlich Bahn und Post) stieg von 
5,4 Milliarden DM im Jahre 1969 über 
21,5 Milliarden DM 1972 auf mehr als 
60 Milliarden DM 1975 (Bundesfinanz- 
ministerium). Somit beansprucht der 
Staat in diesem Jahr über 60 Prozent 
der gegenwärtig besonders hohen Spar- 
kapitalbildung von voraussichtlich 90 bis 
100 Milliarden DM. Beim Bund liegt — 
im Gegensatz zu den Vorschriften der 
Haushaltsordnung — die Kreditaufnah- 
me erstmals erheblich über den Aus- 
gaben für investive Zwecke und Be- 
schaffungen. 
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Selbst wenn 1976 ein Ende der Rezes- 
sion bringen würde, muß im nächsten 
Jahr auch ohne neue finanzwirksame 
Gesetze ein Anstieg dieses Gesamt- 
defizits auf über 70 Milliarden DM er- 
wartet werden. 

Eine erheblich verstärkte Investitions- 
tätigkeit der Wirtschaft kann aufgrund 
der ständig verschlechterten Ertrags- 
situation der Betriebe im wesentlichen 
nur durch Kredite finanziert werden. 
Das Nettoeinkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen stieg 1970 bis 
1973 nominal im Durchschnitt nur um 
die Hälfte der Einkommensentwicklung 
aus   unselbständiger   Arbeit   und   ging 
1974 bereits deutlich zurück. Unter Ein- 
beziehung der Inflationsrate lag es En- 
de 1974 real unter dem Stand von 1970. 
Entsprechend sanken die nichtentnom- 
menen Gewinne der Unternehmen von 
18,7 Milliarden DM 1971 über 10,7 Mil- 
liarden DM 1973 auf 0,7 Milliarden DM 
1974. 

Verfehlte Steuerpolitik 
Hier sind neben den Ergebnissen der 
Einkommenspolitik vor allem die Folgen 
einer verfehlten Steuerpolitik der Bon- 
ner Koalition sichtbar, die in erster Linie 
die gewinnunabhängigen Steuern mas- 
siv erhöhte und damit die Vorausset- 
zungen für wirtschaftliches Wachstum 
und Vollbeschäftigung erschütterte. 

Schließlich sind durch die verfehlte Po- 
litik der letzten Jahre die finanziellen 
Grundlagen des Systems sozialer Si- 
cherung erheblich geschwächt, in eini- 
gen Bereichen sogar ernsthaft gefähr- 
det. So hat die Bundesanstalt für Arbeit 
1975 ein Defizit von 9,8 Milliarden DM 
zu verzeichnen gegenüber einem Über- 
schuß von 0,1 Milliarden DM 1969. Bei 
der Rentenversicherung muß im Gegen- 
satz zu den Veröffentlichungen des 
Bundesministeriums für Arbeit bereits 

bis 1979 mit einem weitgehenden Abbau 
der Rücklagen und einer Gefährdung 
des Beitragssatzes von 18 Prozent ge- 
rechnet werden. 

Die Kostenexplosion in der Kranken- 
versicherung hat zu einer Erhöhung der 
Aufwendungen von 24,3 Milliarden DM 
im Jahr 1969 auf 50,4 Milliarden DM 
1974 geführt. Damit stieg der Anteil der 
Kosten in diesem Bereich in sechs Jah- 
ren von 4 auf 5 Prozent des Brutto- 
sozialprodukts. Wenn sich diese Ten- 
denz fortsetzt, ist bereits Ende der 70er 
Jahre mit jährlichen Ausgaben von 100 
Milliarden DM zu rechnen. 

Schwere Krisen 
Diese Bilanz zeigt: Die schweren Kri- 
senerscheinungen in der Wirtschaft, bei 
den öffentlichen Finanzen, auf dem Ar- 
beitsmarkt und in unserem System so- 
zialer Sicherung sind nicht in erster 
Linie die Folgen kurzfristig veränderter 
weltwirtschaftlicher Rahmenbedingun- 
gen oder eines plötzlichen Rückgangs 
der Verbrauchernachfrage und der In- 
vestitionsneigung im eigenen Lande. 
Sie beruhen ganz überwiegend auf ei- 
ner ständigen Überforderung der volks- 
wirtschaftlichen und finanziellen Lei- 
stungskraft, einer falschen Gewichtung 
der öffentlichen Aufgaben sowie der 
Verschlechterung von gesellschaftspoli- 
tischen und steuerlichen Rahmenbedin- 
gungen für wirtschaftliche Aktivität. 

Das waren politische Entscheidungen in 
Bonn. Die zusätzlichen beträchtlichen 
Wirkungen außenwirtschaftlicher Vor- 
gänge seit dem Herbst 1973 kommen 
hinzu. Aber sie dürfen nicht länger als 
Alibi für gefährliche Fehlentwicklungen 
innerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land dienen. 

Bundeskanzler Schmidt plant offensicht- 
lich für den Herbst dieses Jahres einige 
kleinere   Sparbeschlüsse   in   ganz   be- 
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stimmten Sektoren, wie zum Beispiel 
der Arbeits- und Ausbildungsförderung, 
vielleicht auch bei Beamten und Bauern, 
um den Eindruck der Handlungsfähig- 
keit und des Mutes zur Unpopularität 
zu erwecken. Es ist jedoch weder in den 
Erörterungen noch in den Ankündigun- 
gen des Bundesfinanzministers auch 
nur der Ansatzpunkt für den Versuch 
einer erforderlichen Gesamtsanierung 
durch umfassende Kürzungen und eine 
prinzipielle Neugewichtung der öffent- 
lichen Aufgaben zu erkennen. 

Nachdem einige Bundesländer für ih- 
ren Verantwortungsbereich umfassende 
Kürzungsbeschlüsse getroffen haben, 
fordert die Union die Bundesregierung 
auf, bei der Verabschiedung der mittel- 
fristigen Finanzplanung im Herbst 1975 
die Grundsatzentscheidungen für den 
Abbau der unerträglich hohen Kredit- 
aufnahme von über 30 Milliarden DM 
allein für ihren Etat zu treffen. Anderen- 
falls könnte bereits 1976 der wachsende 
konkurrierende Finanzbedarf von Staat 
und Wirtschaft die Chancen einer Über- 
windung der Rezession im Ansatz ge- 
fährden. Vordringlich ist eine Verringe- 
rung des Anteils der Personal- und Ver- 
waltungsausgaben am Gesamthaushalt. 
Auch der Bund muß für den Zeitraum 
der mittelfristigen Finanzplanung zu ei- 
nem spürbaren Abbau seines Personal- 
bestandes durch den Wegfall freiwer- 
dender Stellen kommen. 

Forderungen der Union 
Dieses Ziel erfordert eine Vereinfachung 
der Gesetzgebung. Vorliegende Entwür- 
fe hierzu, wie der Vorschlag der Finanz- 
minister der Länder zur Neuordnung 
der Kraftfahrzeugsteuer müssen vor- 
rangig verabschiedet werden. Kostspie- 
lige und personalaufwendige Program- 
me der vergangenen Jahre, die nicht 
mehr  finanziert  werden   können,   sind 

schnell und grundlegend zu verändern. 
Staatliche Aufgaben im Bereich der 
Bauverwaltung, der Wirtschaftsunter- 
nehmen, der sozialen Einrichtungen 
sind daraufhin zu überprüfen, ob sie 
nicht kostengünstiger von gemeinnützi- 
gen oder privaten Trägern wahrgenom- 
men werden können. 
Nur eine deutliche Begrenzung des be- 
reits überhöhten Staatsanteils in der 
Bundesrepublik Deutschland schafft den 
erforderlichen Spielraum für erneutes 
wirtschaftliches Wachstum durch höhe- 
re Investitionen, gezielte Steuersenkun- 
gen und eine aktive Politik der Vermö- 
gensbildung. 
Die von  SPD  und   FDP  in  den   letzten 
Jahren   beschlossene   einseitige   Bela- 
stung der Betriebe vor allem durch im 
internationalen Vergleich weit überhöh- 
te   gewinnunabhängige   Steuern   muß 
zum  frühestmöglichen  Zeitpunkt  korri- 
giert werden. Die Union fordert die Ein- 
führung  des Verlustrücktrages für Be- 
triebe  in  das  Steuerrecht,  um  die   In- 
vestitionsfähigkeit   zu   steigern.   Durch 
Obergrenzen   kann   dabei   der  Steuer- 
ausfall beschränkt werden. Die Neuord- 
nung      der     Körperschaftsteuer     muß 
ebenfalls   zu   einer   Verbesserung   der 
Unternehmensfinanzierung führen. 
Einer  aktiven   Politik  der  Vermögens- 
bildung  kommt  in  diesem  Zusammen- 
hang eine doppelte Bedeutung zu. Sie 
ist einmal ein Beitrag zur dringend not- 
wendigen   Stärkung   des   Eigenkapitals 
in unserer Wirtschaft, zugleich soll sie 
durch  die  wachsende   Beteiligung  der 
Arbeitnehmerschaft    am    Produktivver- 
mögen die Verteilungskämpfe entschär- 
fen. 
Vordringlich sind Beschlüsse im Bun- 
destag zum geltenden Steuer- und Ge- 
sellschaftsrecht, um nachhaltigere An- 
reize für betriebsbezogene Vereinbarun- 
gen zwischen Arbeitgebern und Arbeit- 
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nehmern zur Vermögensbildung zu er- 
öffnen. In einer zweiten Stufe ist dann 
die schrittweise Verwirklichung des Be- 
teiligungslohnes erforderlich. 
Eine stabilitätsgerechte Lohnpolitik bil- 
det in den nächsten Jahren einen Schlüs- 
sel zu Überwindung der schweren Ar- 
beitslosigkeit. Überhöhte Tarifabschlüs- 
se haben in der Vergangenheit Arbeits- 
plätze vernichtet. In der vor uns liegen- 
den Zeit bis zur Gewährleistung eines 
anhaltenden Aufschwungs sollten sich 
deshalb die Tarifparteien bei ihren Ver- 
einbarungen auf die Sicherung der Re- 
aleinkommen beschränken und auf alle 
kostenwirksamen Nebenregelungen ver- 
zichten. 

Mehr Partnerschaft 
Die Wirtschaftskrise hat großen Teilen 
der Bevölkerung die zentrale Bedeu- 
tung sozialer Partnerschaft wieder stär- 
ker in das Bewußtsein gerückt. Neo- 
marxistische Parolen des Klassenkamp- 
fes und der Systemüberwindung sind 
bis zu offiziellen Parteitagsbeschlüssen 
der SPD wirksam geworden. Ihre nega- 
tiven Folgen für die sozialen Beziehun- 
gen im Volk und trotz aller Dementis 
auch in gewissen Wirkungen auf die 
amtliche Politik — vor allem bei der 
Steuergesetzgebung — stellen eine ern- 
ste Belastung dar. 
Die fragwürdigen gesellschaftspoliti- 
schen Kompromisse der Koalition in 
den Bereichen Mitbestimmung, beruf- 
liche Bildung, Wohnungswirtschaft be- 
einträchtigen die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Betriebe und das Vertrauen in 
die Zukunft erheblich. Die Union vertritt 
statt dessen auf der Grundlage ihrer 
Parteitagsbeschlüsse neue Konzeptio- 
nen, die an Stelle des Machtanspruchs 
staatlicher Bürokratien oder gesell- 
schaftlicher Großorganisationen in er- 
ster  Linie dem   Freiheitsraum,  der Ei- 

genverantwortung und der sozialen Si- 
tuation des einzelnen Bürgers dienen. 
Vordringlich ist ein umfassendes So- 
fortprogramm von Bund und Ländern 
zur Verbesserung der beruflichen Chan- 
cen unserer Jugend. In enger Zusam- 
menarbeit mit der Wirtschaft muß es 
insbesonders der Schaffung neuer Aus- 
bildungsplätze dienen. Die CDU wird 
hierzu konkrete Vorschläge entwickeln. 
Die anhaltenden innerparteilichen Aus- 
einandersetzungen in der SPD zur Fra- 
ge der Investitionslenkung schaffen zu- 
sätzliche Unsicherheit über die lang- 
fristigen Ziele der führenden Regie- 
rungspartei. Die CDU fordert die SPD- 
Führung auf, unzweideutig in dieser 
Frage Stellung zu nehmen und den Be- 
strebungen des linken Parteiflügels ei- 
ne klare Absage zu erteilen. 
Schließlich muß der wachsenden Be- 
deutung von Forschung und Technolo- 
gie für die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit der Bundesrepublik Deutsch- 
land als eines Hochkostenlandes besser 
Rechnung getragen werden. 
Von diesen Grundsätzen ausgehend, 
versteht die CDU Wirtschafts-, Finanz- 
und Gesellschaftspolitik als eine Ein- 
heit. Nur das ist gesellschaftspolitisch 
fortschrittlich, was zugleich auch wirt- 
schaftspolitisch vernünftig ist. Erst auf 
der Grundlage einer konsequenten Sta- 
bilitätspolitik durch harte Sparbeschlüs- 
se, einer Wiedergewinnung realen 
Wachstums der Wirtschaft und der Neu- 
gewichtung innerhalb der beschriebe- 
nen Aufgaben gewinnt die Union den 
Spielraum für bestimmte Schwerpunkte 
zugunsten venachlässigter Bereiche. 
Die Opposition hat heute eine gute 
Chance, durch ihren wirksamen Beitrag 
für eine gründliche Bestandsaufnahme 
und programmatische Klarheit in allen 
ihren Aussagen das Vertrauen der 
Mehrheit der Bürger zu gewinnen. 
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KOALITION 

Mitgliederzahl der 
Judos stark gesunken 
Vor zwei Jahren sprachen die Jungde- 
mokraten noch von einer „Bestandsrei- 
nigung", im letzten Jahr vom „Gesund- 
schrumpfen", in diesem Jahr ist nichts 
mehr zu bereinigen und auch nichts 
mehr zu schrumpfen: Die Jungdemo- 
kraten kämpfen ums Überleben. Die 
Zahl der Mitglieder sank innerhalb der 
letzten drei Jahre von 30 000 auf jetzt 
16 000 Mitglieder. Nach außen wird 
auch weiter Optimismus verbreitet („wir 
haben zwischen 20 000 und 25 000 Mit- 
glieder ..."), die internen Schwierigkei- 
ten sind nicht mehr zu verheimlichen. 
Innerhalb von drei Jahren kündigten 
sechs Bundesgeschäftsführer ihre Mit- 
arbeit, die FDP gibt sehr wenig Geld, 
und Generalsekretär Bangemann zeigt 
noch weniger Verständnis. So bleiben 
nur die Gelder aus dem Bundesjugend- 
plan, die das sinkende Schiff notdürftig 
abdichten. 

SPD-Senator greift 
den Kanzler scharf an 
„Wenn ich versuchen würde, Studenten 
der Volkswirtschaft anerkannte Lehrsät- 
ze der Wirtschaftspolitik anhand der 
gegenwärtigen Praxis der Bundesregie- 
rung zu erläutern, würden die mich aus- 
lachen!" Dies erklärte der Hamburger 
SPD-Gesundheitssenator (Minister) Dr. 
rer. pol. Wilhelm Nölling, Dozent für 
Volkswirtschaft an der Hochschule für 
Wirtschaft und Politik in Hamburg. Er 
führt den Aufstand der Fachleute gegen 
den Dilettantismus der SPD-Regie- 
rungsgenossen an: „Draußen in der 
Welt wird Helmut Schmidt als der große 

Wirtschaftskoordinator.. . bewundert", 
schreibt er in einem „Bild"-Artikel. „Im 
eigenen Land aber scheint ihn der Mut 
zu verlassen. Sein FDP-Wirtschaftsmini- 
ster soll mit fünf Milliarden die Konjunk- 
tur wieder ankurbeln — es ist einfach 
zum Lachen . . . Notwendig sind minde- 
stens 20 Milliarden ... Allerdings müß- 
ten die Gewerkschaften ... ebenfalls 
ihren Beitrag leisten und auch mal 
einen Tarifvertrag auf vielleicht 16 Mo- 
nate abschließen und sich mit Lohner- 
höhungen von knapp unter der Preis- 
steigerungsrate zufriedengeben ... Das 
haben inzwischen sogar die radikalsten 
linken Systemveränderer begriffen, daß 
wir unser soziales System nur erhalten 
können, wenn es auch Gewinne gibt. 
Wenn jetzt nicht die völlig falschen Vor- 
stellungen über die Bedingungen des 
Konjunkturaufschwungs korrigiert wer- 
den, sehe ich schwarz ..." 

„Totaler Bankrott" der 
hessischen Bildungspolitik 
Als „totale Bankrotterklärung der hessi- 
schen Bildungspolitik" hat die CDU- 
Fraktion im Hessischen Landtag die 
Aufforderung des Kultusministers Kroll- 
mann (SPD) an die Eltern bezeichnet, 
durch Spenden für die Beschäftigung 
arbeitsloser Lehrer zu sorgen. Es sei 
ein „geradezu erpresserischer Wink mit 
dem Zaunpfahl", wenn Krollmann in 
diesem Zusammenhang davon spreche, 
daß dann auch über erweiterte Eltern- 
mitbestimmungsrechte geredet werden 
könnte, sagte Oppositionsführer Milde. 
Der Landesvorsitzende der Jungen 
Union Jung, meinte zu Krollmanns An- 
regung, die Eltern dürften kaum Ver- 
ständnis für solche Appelle aufbringen, 
nachdem die Warnungen der Elternbei- 
räte vor überspannten Schulexperimen- 
ten jahrelang verächtlich abgetan wor- 
den seien. 
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Delegierte stritten sich 
vor US-Politikern 
Ober das Verhalten von SPD-Mitglie- 
dern einer elfköpfigen Delegation des 
Bundestags-Verteidigungsausschusses 
bei einer Informationsreise Anfang Juli 
durch die USA hat die militärische Ab- 
teilung der deutschen Botschaft in Wa- 
shington einen Bericht an das Bonner 
Auswärtige Amt geschrieben. Die CDU 
will die Vorfälle im Bundestag zur Spra- 
che bringen. Durch Teilnehmer der De- 
legation wurde bekannt, daß es zwi- 
schen dem Delegationsleiter Erwin 
Horn (SPD) und seinem Parteikollegen 
Hermann Reiser im amerikanischen 
Außenministerium vor amerikanischen 
Politikern zu einer peinlichen Auseinan- 
dersetzung gekommen war. Dabei sol- 
len sich die beiden Bundestagsabge- 
ordneten in Anwesenheit der US-Gast- 
geber persönlich beleidigt haben. 

Eine „Fünf" für die Linke 
Die Bürger in der Bundesrepublik hal- 
ten den „Einfluß der Linken in der SPD" 
für die negativste politische Entwick- 
lung innerhalb der aktuellen Bundespo- 
litik. Bei einer vom Meinungsfor- 
schungsinstitut Emnid durchgeführten 
Repräsentativumfrage wurde dieses 
Thema von den Bundesbürgern mit der 
Note 4,6 bewertet, wobei als Wertmes- 
ser die Schulzensuren 1 bis 6 zugrunde 
lagen. Die schlechtesten Zensuren be- 
kamen nach dem „Einfluß der Linken" 
die innere Sicherheit (4,0), die Wirt- 
schaftslage (3,9), die Sozialisierungsbe- 
strebungen (3,7) und die Ostpolitik 
(3,6). 

Gerangel um das 
SPD-Parteigericht 
Auf dem Mannheimer Parteitag der SPD 
im November wird zum ersten Mal auch 

ein Gremium in den Sog harter politi- 
scher Positionskämpfe geraten, das frü- 
her ein eher geruhsames Windschatten- 
dasein gefristet hat: die Bundes- 
schiedskommission. Starken Gruppen 
in der Partei scheint die gegenwärtige 
Besetzung dieses obersten Parteige- 
richts zu alt — oder vielmehr zu wenig 
links. Viele Jahre lang bewegte sich die 
Tätigkeit der Schiedskommission vor- 
wiegend im personalen Bereich ohne 
größere politische Relevanz. Erst seit 
die SPD Abgrenzungsprobleme auf ih- 
rem linken Flügel hat, bekam das ober- 
ste SPD-Gericht brisantere Akten auf 
den Tisch. Die linken Genossen fürch- 
ten, hier könne ganz allmählich eine Art 
parteiinterner Rechtssprechungskodex 
entstehen, der ihren Veränderungsplä- 
nen Hindernisse in den Weg legen wür- 
de. Für die Wahl in Mannheim ist ihr 
Kandidat für das oberste Richteramt 
der SPD deshalb der Altvater der linken 
Rebellen, Jochen Steffen. Eine Kampf- 
abstimmung scheint unvermeidlich. 

Feddersen fordert 
Ausschluß Röhls 
Als einen Fall, der zur Nagelprobe für 
die SPD werden kann, bezeichnete der 
sozialdemokratische Publizist Jens 
Feddersen die Aufnahme des ehemali- 
gen „Konkref'-Herausgebers Klaus 
Rainer Röhl in die SPD, der für seine 
Tätigkeit in der Bundesrepublik von der 
DDR mehrere hunderttausend Mark be- 
kommen hatte. „Ein Mann, der mit dem 
Geld der SED aktiv gegen die demokra- 
tische Grundordnung der Bundesrepu- 
blik gearbeitet hat und darauf noch 
stolz ist", dürfe nicht Mitglied einer 
demokratischen Partei wie der SPD 
sein, schrieb Feddersen in der SPD-Wo- 
chenzeitung „Berliner Stimme" und for- 
derte, die Aufnahme Röhls rückgängig 
zu machen. 
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BÜRGER HELFEN BÜRGERN 

KPV ruft die Bürger 
zu mehr Mitverantwortung auf 
Zu einer Aktion „Bürger helfen 
Bürgern"  hat der  Bundesvorsit- 
zende der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der CDU und CSU, der 
Bundestagsabgeordnete Horst 
Waffenschmidt, die Mitglieder der 
KPV, besonders aber die kommuna- 
len Mandatsträger aufgerufen. 
Waffenschmidt hofft, daß diese 
Aktion in allen Landesverbänden 
nachdrücklich unterstützt und die 
Kreisverbände und Fraktionen in den 
kommunalen Parlamenten ange- 
sprochen werden. 

Um was geht es? Die Finanzsituation 
bei Bund, Ländern und Gemeinden 

wird immer schwieriger; besonders die 
Finanzlage der Städte, Gemeinden und 
Kreise ist inzwischen besorgniserre- 
gend geworden. Auf Bundesebene ver- 
sucht die KPV, auch innerhalb der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion alles zu tun, 
um die kommunale Finanzsituation zu 
verbessern. 
Fest steht jedoch, daß diesen Initiativen 
Grenzen gesetzt sind, die Erfolgsaus- 
sichten sind derzeit sehr skeptisch ein- 
zuschätzen. Es besteht die große Ge- 
fahr, daß bei den notwendigen finan- 
ziellen Einschränkungen im Bereich der 
kommunalen Körperschaften gerade 
auch viele freiwillige, soziale und kul- 
turelle Leistungen im kommunalen Be- 
reich dem Rotstift zum Opfer fallen. 

Dies muß nach Meinung Waffenschmidts 
die Stunde sein, zu  neuer Solidarität 

unter den Bürgern zur Bewältigung sol- 
cher Aufgaben aufzurufen. CDU und 
CSU sollten in diesem Aufgabenbereich 
führend sein; denn es war immer ein 
wesentliches Element der CDU-Politi- 
ker, den Einsatz freier Träger der Ge- 
sellschaft und die Mitarbeit von Bürgern 
und Bürgergruppen zu fördern. In dieser 
Situation sollte das vorhandene Poten- 
tial an Einsatzbereitschaft und Mitar- 
beitswillen unter den Bürgern neu ak- 
tiviert werden. Dazu sollten überall die 
CDU-Fraktionen und die KPV auf Bun- 
des- und Landesebene die Initiative er- 
greifen. 

Auf diesem Wege sollen auch neue Mo- 
delle der Zusammenarbeit zwischen Ge- 
meinden und freien Trägern, Bürger- 
vereine und Bürgergruppen erprobt 
werden. 

Der KPV-Vorsitzende vertritt die Auf- 
fassung, daß gerade im Rahmen der 
politischen Zielvorstellungen der Union 
darauf hinzuwirken ist, daß sich in vie- 
len Bereichen des öffentlichen Lebens 
der Wandel von einer fordernden Ge- 
sellschaft wieder mehr zu einer solida- 
rischen Gesellschaft vollzieht. 

In den nächsten Wochen will die KPV 
die bestehenden Kontakte zu Stellen 
der kirchlichen Sozialarbeit, der freien 
Wohlfahrtspflege und auch zum Bun- 
desverband der Bürgervereine inten- 
sivieren, um auch dabei aktive Unter- 
stützung für diese Aktion „Bürger hel- 
fen Bürgern" zu gewinnen. 
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BILDUNG 

Reformpolitik 
der Bundesregierung 
ein Scherbenhaufen 
Die Bundesregierung hat die parla- 
mentarische Anfrage der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zu den Aus- 
wirkungen des „Nullwachstums" auf 
den Bildungsgesamtplan und die 
Bildungsfinanzierung nach Ansicht 
des bildungspolitischen Sprechers 
der Fraktion, Anton Pfeifer, in der 
Sache nicht beantwortet. Die Bun- 
desregierung hat vielmehr formal 
auf Entscheidungen verwiesen, die 
Bund und Länder in Gremien 
gefällt haben oder noch fällen 
werden, ohne daß irgendwie er- 
kennbar wird, welchen Stellenwert 
die Bundesregierung der Bildungs- 
politik künftig noch einräumen will. 

Die Bundesregierung argumentiert 
rein formal und bezieht keine Po- 

sition mehr. Am Beispiel der Bildungs- 
politik zeigt sich das ganze Dilemma 
der Reformpolitik dieser Koalition. 
Nach vorsichtigen Berechnungen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion — und 
dies hat die CDU/CSU schon mehrmals 
der Bundesregierung vergeblich klarzu- 
machen versucht — fehlen auf Grund 
des „Nullwachstums" im Jahre 1978, 
dem Zieljahr der mittelfristigen Projek- 
tion, Hunderte von Millionen Mark, um 
allein den Besitzstand des Jahres 1973 
in der Bildung halten zu können. Diese 
Tatsache nimmt die Bundesregierung, 
wie die Beantwortung der Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion eindeutig zeigt, ein- 
fach nicht mehr zur Kenntnis. Zu einer 

Grundsatzentscheidung ist die Bundes- 
regierung selbst in der Bildungspolitik, 
die einst Nr. 1 der Reformprojekte war, 
offensichtlich nicht mehr bereit. 
Die Priorität für die Bildung zu sichern, 
heißt heute für den Bund: Zusammen 
mit den Ländern Daten setzen für den 
Finanzspielraum, der im Zusammen- 
hang mit der künftigen Verteilung des 
Steueraufkommens zwischen Bund und 
Ländern für die Bildung heute noch be- 
steht, Schwerpunkte für das noch Mög- 
liche festlegen, neue Lösungen suchen. 
Es heißt nicht: Sichere Entwicklungen 
in der Zukunft einfach ignorieren, auf 
Gremien verweisen, keine Grundsatz- 
entscheidungen treffen. 
Welche Reformperspektive hat die 
Bundesregierung denn heute noch? 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist 
auch in der Bildungspolitik zu einer 
ehrlichen Politik bereit. Sie hat bereits 
mit einer Dokumentation im Oktober 
1974 die Schwierigkeiten aufgezeigt, 
aber gleichzeitig daraus die Konse- 
quenzen gezogen. Priorität für die Bil- 
dung kann auf Grund der wirtschaft- 
lichen Entwicklung heute nicht mehr 
heißen, daß alle gesteckten Ziele auch 
erreicht werden, aber es muß heißen, 
daß so viel wie möglich erreicht wird. 
Dazu muß man sich mehr einfallen las- 
sen als eine formale Argumentation 
ohne Zukunftsperspektive. 

Kultusminister Braun von Schleswig- 
Holstein hat kürzlich eine 2-Milliarden- 
Anleihe zugunsten des Bildungswesens 
vorgeschlagen. Wenn trotz der — oder 
gerade wegen der — unsicheren Wirt- 
schaftslage immer neue Sparrekorde 
aufgestellt werden, dann ist dieser Vor- 
schlag in der Tat naheliegend, zumal 
die Rückzahlung der Anleihe später 
diejenigen trifft, die heute den Nutzen 
aus einem verbesserten Bildungs- 
system ziehen. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

TIME1974: 
HelnwtKM,euierder 

kommendenStaatsmämier 
inderWek. 
"Helmut Kohl. ; 

As chairman of West Germany's ' 
Christian Democratic Union, i 

Kohl is in a position • 
.   tn become Chancellor... j 

a proponent ot European integration i 
•    and partnership with the U. S." i 

(Als Vorsitzender der Christlich Demokratischen 
Union ist Helmut Kohl in der Position, 

Kanzler zu werden.,. 
er ist ein Vorkämpier für das Vereinte Europa 

und die Partnerschaft 
mit den Vereinigten Staaten.) 

Nachdem die Sommerpause ihrem Ende entgegengeht, stehen für die meisten 
CDU-Verbände schon die Termine für die nächsten Aktionen fest. 

Im Vorfeld des Wahlkampfes für die Bundestagswahl 1976 kommt es darauf an, 
in der Öffentlichkeit in besonderer Weise auf die politischen Vorstellungen der 
CDU hinzuweisen. 
Es gilt, die Bevölkerung davon zu überzeugen, daß die Union nicht nur die bessere 
Politik für unser Land anbietet, sondern es ist ebenso notwendig, deutlich zu 
machen, daß der Kanzlerkandidat der Union die Durchsetzung dieser Politik 
garantiert. Kurz: Jedes CDU-Mitglied sollte es sich zur Aufgabe machen, für 
Helmut Kohl als den Mann zu werben, der an der Spitze einer von CDU und CSU 
gestellten Bundesregierung stehen wird. 

Die CDU-Bundesgeschäftsstelle hat einen für diesen Zweck hervorragend geeig- 
neten Informations- und Werbeprospekt „Helmut Kohl" herausgegeben. Die obige 
Abbildung zeigt zwei aus der insgesamt 16 Seiten umfassenden Broschüre. 

Sie alle wissen, wie wichtig die vor uns liegende Bundestagswahl ist. Deshalb die 
Bitte an alle CDU-Verbände: 
Verbinden Sie mit jeder Aktion, die Sie durchführen, auch die Personalwerbung 
für den Kanzlerkandidaten der Union. 
Wir stellen Ihnen auf der nächsten Seite erneut die Informations- und Werbemittel 
vor, die zur Zeit im Angebot sind und sich auf Helmut Kohl beziehen. 
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Prospekt „Helmut Kohl" 
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Helmut Kohl 
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ZITATE 

Stoltenbergs 
Alternative 
Keinen anderen Vorwurf hat die Oppo- 
sition so oft zu hören bekommen wie 
den, nicht einmal in der Krise wisse sie 
der Bundesregierung eine wirtschafts- 
und finanzpolitische Alternative ent- 
gegenzusetzen. Jetzt hat Gerhard Stol- 
tenberg dieser Kritik den Boden entzo- 
gen. Wie es der Lage entspricht, hat er 
nichts Erfreulicheres als Schweiß und 
Tränen anzubieten. Zu den Fehlern der 
Regierung gibt es leider keine andere 
Alternative. 
Die Aussagekraft seiner Vorschläge ist 
notwendigerweise auf die gegenwärtige 
Situation beschränkt. Wie während des 
Wiederaufbaues nach dem Kriege unter 
der wirtschaftspolitischen Führung Lud- 
wig Erhards setzt die CDU/CSU auch 
jetzt konsequent auf eine durchgreifen- 
de Stärkung der Leistungskraft der Be- 
triebe. Eine aktive Vermögenspolitik soll 
verhindern, daß sich noch einmal durch 
eine zu einseitige Vermögensverteilung 
sozialer Explosionsstoff ansammelt. 
Die Opposition hat die Richtung gewie- 
sen, aus der das Heil des Wirtschafts- 
aufschwungs endlich kommen könnte. 
Sie predigt die Rückkehr zu den Grund- 
sätzen der sozialen Marktwirtschaft. 
Wer erinnert sich noch, daß die in den 
letzten Jahren so oft geschmähte freie 
soziale Marktwirtschaft schon einmal 
mit  einer  Arbeitslosenquote   von   13,5 

Anschrift: 

Prozent (Februar 1950) fertig geworden 
ist? Die Welt, 15. August 1975 

Die Opposition hat ihre Alternative mit- 
telfristig ausgerichtet. Das ist zweifellos 
eine bittere Medizin für alle jene Zeit- 
genossen, die sich immer wieder haben 
einreden lassen, Konjunktur und Pro- 
sperität seien von heute auf morgen 
,,machbar"'. Insofern ist die Alternative 
der Union ein Anlaß, über die kurzfristi- 
ge Tageswurstelei hinaus in der Wirt- 
schaftspolitik wieder ordnungspoliti- 
sche Perspektiven zu gewinnen. 
Konkret heißt das bei der Union: Keine 
Steuererhöhungen, weg von der Dis- 
kussion um die Investitionslenkung, Ab- 
bau des Staatseinflusses in der Wirt- 
schaft, Aufgabe der „systemüberwin- 
denden", die Unternehmen diskriminie- 
renden Experimente. Ein mutiges und 
richtiges Programm, von dem sich die 
Opposition auch nicht aus taktischen 
Gründen im Wahlkampf abdrängen las- 
sen sollte. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung. 
16. August 1975 
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